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LEADOFF

Liebe Mitglieder, 
mit den neuen Verteidigungspoliti-
schen Richtlinien (VPR) erhält die 
Neuausrichtung der Bundeswehr 
ein Pflichtenheft, das es nun in der 
Konzeption der Bundeswehr und 
zahlreichen weiteren konzeptio-
nellen Papieren und Entscheidun-
gen zu operationalisieren und zu 
konkretisieren gilt. Die beiden Leit-
fragen – 1.Was wollen wir kön-
nen? und 2. Was können wir wol-
len? – helfen den Kurs vernünftig 
zu stecken. 
 
Dass die Bundeswehr ihre 
Hausaufgaben macht ist notwen-
dig, aber nicht hinreichend. Unter 
dem ressortübergreifenden Ansatz 
der Vernetzten Sicherheit sind 
nicht nur vielschichtige Konse-
quenzen innerhalb der Bundes-
wehr zu ziehen. Dies verdeutli-
chen die Beiträge dieser Denk-
würdigkeiten. So verdienstvoll sie 
sein mögen – noch hängen die 
VPR in der Luft, denn es gibt kein 
gesamtstaatliches Sicherheitskon-
zept, an das sie anknüpfen kön-
nen. Dies ist ein wesentlicher 
Mangel – ein Mangel der sich be-
heben ließe. 

Ralph Thiele, Vorstandsvorsitzender  
 

 
 
 
In dieser Ausgabe 
 

  1 Für eine sicher-
heitspolitische  
Begründung der 
Bundeswehr 

 Dr. Christian Mölling 

  4 Energiesicherheit 
vernetzen 

 Dr. Caroline Mükusch 

  7 Entwicklungspoli-
tik als Erweiterte 
Kooperations- und 
Sicherheitspolitik 

 Prof. em. Dr. Dieter Weiss 

 

THEMEN

Für eine sicherheits-
politische Begründung 
der Bundeswehr 
Zehn Punkte für die Reform der Re-
form 

Die Kosten für die Bundeswehr 
entsprechen 2011 zwei Dritteln 
der Nettoneuverschuldung des 
Bundes: 32,1 Mrd. Euro. Unklar 
aber bleibt, wozu diese Armee 
notwendig ist. Mit der Strukturre-
form erhält Deutschland die 
Chance, die Existenz der Bun-
deswehr nach dem Ende des Kal-
ten Krieges sicherheitspolitisch 
neu zu begründen. Bislang wurde 
die Reform jedoch vor allem vom 
Sparzwang diktiert. Transparent 
sind weder die Kriterien für die 
Festlegung der Mannstärke auf 
etwa 185 000 noch für die Beziffe-
rung des Sparvolumens auf 8,4 
Mrd. Euro bis 2015. Am Ende ei-
nes solchen Reformkurses könnte 
Deutschland mit einer billigeren 
Armee dastehen, die aber den 
gegenwärtigen und zukünftigen 
sicherheitspolitischen Herausfor-
derungen im Einsatz wie im Hei-
matland immer noch nicht ge-
wachsen ist. Um das zu verhin-
dern, muss die Reform die Bun-
deswehr in ein gesamtstaatliches 
Sicherheitskonzept einbinden, 
dessen Prioritäten für Gesell-
schaft, Politik und internationale 
Partner verständlich sind. Zudem 
muss die Armee militärisch effek-
tiver und ökonomisch angemes-
sener ausgestattet werden. 
 
Seit dem Ende des Kalten Krieges 
vermeidet es die deutsche Politik, 
über die strategischen Grundlagen 
deutscher Sicherheitspolitik und 
die Legitimation der Bundeswehr 
zu diskutieren. Afghanistan offen-
bart den Teufelskreis von fehlen-
der Debatte sicherheitspolitischer 
Ziele, unklarer Effektivität des Mili-
täreinsatzes und sinkender Unter-
stützung der Bevölkerung für Poli-
tik und Militär. 
 
Zudem wird das sicherheitspoliti-
sche Leitbild Deutschlands, der 
ressortübergreifende Ansatz, bis-
lang unzureichend umgesetzt. So 
bleibt der Anspruch umfassender 
Sicherheitspolitik ohne praktische 
Relevanz. Schließlich vernachläs-
sigt deutsche Militär- und Rüs-
tungspolitik internationale Partner, 
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globale Risiken und die Auswir-
kungen der Finanzkrise. 
 
Die Krise hat schlagartig den 
Druck auf den chronisch unterdi-
mensionierten Verteidigungs-
haushalt erhöht. So wurde die 
derzeitige Reform erst ausgelöst. 
Doch die bisherigen Maßnahmen 
und die neu belebte Diskussion 
um eine Reformagenda für die 
Bundeswehr verfehlen den si-
cherheitspolitischen Kern. Statt-
dessen dominieren Wehrform- 
und Standortdebatten. 
 
Deshalb bedarf diese Reform ei-
ner Reform. Durch sie müssen die 
sicherheitspolitische Rolle der 
Bundeswehr und ihre militärische 
Beschaffenheit geklärt, die Armee 
auf eine solide ökonomische Basis 
gestellt und Parlament und Zivil-
gesellschaft in den Reformprozess 
einbezogen werden. Zehn Punkte 
können dabei Orientierung geben. 
 
1. Reformprozess durchdacht 
fortsetzen. Dem Verteidigungs-
ministerium bleiben viele Spiel-
räume für eine Reform erhalten. 
Bislang hat kein Akteur sicher-
heitspolitische Kriterien als Maß-
stab für die Reform abgelehnt. 
Solche Kriterien sollten deshalb 
die weitere Planung und Imple-
mentierung leiten, statt vornehm-
lich bei den vorzufindenden Bau-
steinen anzusetzen. Eine durch-
dachte Planung aus einem Guss 
braucht Zeit und kann sich nicht 
an politische Kalender halten. 
 
2. Nationales Sicherheitskon-
zept. In einem Sicherheitskonzept 
wird erklärt, für welche Ziele 
Deutschland seine sicherheitspoli-
tischen Instrumente einsetzt und 
wofür im Härtefall deutsche Solda-
ten sterben. Dieser eigene sicher-
heitspolitische Ansatz erlaubt es, 
deutsche Prioritäten international 
einzubringen, etwa in EU, Nato 
und VN. Er begründet Verantwor-
tungsübernahme in den Bereichen 
und in der Art, wie Deutschland 
sie versteht. Multilaterale Struktu-
ren verlieren so keineswegs an 
Wert – im Gegenteil. Ihre Bedeu-
tung wird sogar unterstrichen, 
denn nur mit ihnen können deut-
sche Ziele wie Prävention und 
Frieden erreicht werden. Ein Si-
cherheitskonzept leitet sich aus 
drei Fragekomplexen ab: 

1. Welchen Risiken und Chancen 
steht Deutschland künftig ge-
genüber? Welche Rolle spielt 
es in der Welt und welche si-
cherheitspolitische Verantwor-
tung ergibt sich daraus? 

2. Wie will Deutschland diesen 
Risiken, Chancen und Ver-
pflichtungen begegnen und 
welche Rolle soll die Bundes-
wehr dabei spielen? 

3. Welche militärischen Fähigkei-
ten sind am besten geeignet, 
der Politik die benötigten Opti-
onen bereitzustellen? Refe-
renzpunkt ist dabei der politi-
sche Auftrag der Bundeswehr, 
nicht der aktuelle Einsatz. 

 
3. Eckpunkte der deutschen si-
cherheitspolitischen Ausrich-
tung. Sicherheitspolitische Kon-
stanten und gravierende Verände-
rungen müssen sich in der neuen 
Bundeswehr widerspiegeln. Die 
Bandbreite der Einsatzszenarien 
wird nicht geringer werden. Auch 
wenn Stabilisierungsoperationen 
im Vordergrund stehen dürften, 
kann der Bündnisfall nicht ausge-
schlossen werden. Neue Risiken 
wie Cyberangriffe müssen auf ihre 
Sicherheitsrelevanz überprüft 
werden. 
 
Politische Größe und Wirtschafts-
kraft bedeuten Interesse und Ver-
antwortung. Als drittgrößte Han-
delsnation der Welt und wichtigste 
Wirtschaftsmacht Europas ist 
Deutschland interessiert an freiem 
Handel. Als Mitglied im VN-
Sicherheitsrat will Deutschland 
das Konfliktmanagement verbes-
sern. Interesse und Verantwortung 
kann man gleichermaßen nach-
gehen, wenn man etwa die Han-
delswege wie im Falle der Pirate-
rie vor Somalia kurzfristig über 
Marinebeiträge und nachhaltig 
über die Behebung von Konfliktur-
sachen sichert. 
 
Aus der Mitgliedschaft in EU, Nato 
und VN resultieren de facto ge-
meinsame Aufträge. Hierzu wird 
Deutschland einen verlässlichen, 
seiner politischen Größe und Wirt-
schaftskraft entsprechenden Bei-
trag leisten wollen. 
 
4. Ressortübergreifender An-
satz: Reform über die Bundes-
wehr hinaus. Der ressortübergrei-
fende Ansatz in der Sicherheitspo-

litik verlangt eine Reform über die 
Grenzen des Verteidigungsminis-
teriums hinaus. Damit entsteht 
auch die Chance, diesen Ansatz 
auszubauen. Die Bundeswehr soll 
integraler Bestandteil des deut-
schen Sicherheitsinstrumentari-
ums sein. Dafür müssen Koopera-
tionskonzepte in Regierung und 
Verwaltung angepasst werden. 
Das heißt, dass ein neues Sicher-
heitskonzept von den relevanten 
Ministerien (Auswärtiges, Innen, 
Entwicklung und andere) mitent-
wickelt und mitgetragen werden 
muss. Dabei müssten die ideolo-
gisch gefärbten Konzepte unter-
schiedlicher Regierungen und Ak-
teursgruppen (vernetzte Sicherheit 
und zivile Krisenprävention) in ein 
konsistentes Verhältnis zueinan-
der gesetzt werden. Das Ressort-
prinzip müsste gelockert werden. 
Zunächst aber sollten die Erfah-
rungen mit dem ressortübergrei-
fenden Ansatz ausgewertet wer-
den. Die Ressorts sollten schon 
bei der Risikoanalyse gemeinsa-
me sicherheitspolitische Instru-
mente entwickeln, also weit vor 
der Missionsplanung. Dafür emp-
fehlen sich integrierte, ständige 
Planungsstäbe. 
 
5. Strategieprozesse gestalten 
und verstetigen. Deutschland 
sollte den politischen Prozess, der 
seine Sicherheitskonzeption und 
den Auftrag der Bundeswehr defi-
niert, selbst gestalten, statt sich 
von welthistorischen Ereignissen 
oder überbordendem Reformdruck 
treiben zu lassen. Getragen wer-
den muss der Prozess von der or-
ganisierten Öffentlichkeit, also 
Wissenschaft, Parteien, Kirchen 
und anderen gesellschaftlichen 
Gruppen, denn sicherheitspoliti-
sche Eliten und Debatten gibt es 
kaum. Eine alltäglich wahrnehm-
bare sicherheitspolitische Kultur 
wird sich erst langfristig bilden und 
nur über Anreize zur regelmäßi-
gen Auseinandersetzung. Dazu 
könnte ein von der Regierung or-
ganisierter Prozess zur Erstellung 
eines Sicherheitskonzepts dienen. 
Frankreich, Großbritannien und 
die Schweiz bieten Anhaltspunkte 
dafür, wie Strategieprozesse er-
folgreich ressortübergreifend und 
partizipatorisch gestaltet werden 
können. 
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Dieser Strategieprozess sollte re-
gelmäßig (alle vier Jahre) wieder-
holt werden. Einerseits ändern 
sich die sicherheitspolitischen De-
terminanten schneller als im Kal-
ten Krieg, andererseits erhalten 
tagespolitische Ereignisse weniger 
Einfluss. 
 
6. Parlament und Öffentlichkeit 
beteiligen. Das Parlament sollte 
bei der Reform aktiv durch eigene 
Entwürfe mitwirken. Die Imple-
mentierung der Reform ist zwar 
Aufgabe des Verteidigungsminis-
teriums, ihre Begleitung und Be-
wertung gehören jedoch in die Öf-
fentlichkeit. Hier muss das Parla-
ment seine Verantwortung gegen-
über Steuerzahlern und Soldaten 
wahrnehmen. 
 
Ministerium und Regierung sind 
an einem starken Partner interes-
siert. Wenn das Parlament über 
den Einsatz der Bundeswehr ent-
scheidet, sollte es auch bei ihrer 
Gestaltung Gehör finden können. 
Diese Einbindung kann gewähr-
leisten, dass Möglichkeiten und 
Grenzen von Streitkräften und die 
Rolle des Parlamentes jedem 
schon vor der Entsendung klar 
sind. 
 
Es ist im Interesse der Politik, das 
Thema Bundeswehreinsätze 
durch öffentliche Diskussion zu 
entschärfen, statt durch Tabuisie-
rung Risiken zu erzeugen. Ein 
Auftrag, der nicht von der Gesell-
schaft mitgetragen wird, nimmt 
den Einsatzkräften die Moral und 
der Bundeswehr die politische Zu-
stimmung. Wird die Bevölkerung 
für das „Produkt“ Sicherheit sensi-
bilisiert, dürfte die sicherheitspoli-
tische Meinung weniger stark 
schwanken und damit die Parteien 
weniger erpressbar werden, etwa 
bei Mandatsverlängerungen. Mehr 
Verlässlichkeit und Transparenz 
deutscher Entscheidungen könn-
ten auch die internationale Skep-
sis gegenüber dem Parlaments-
vorbehalt reduzieren. 
 
7. Mit EU und Nato koordinie-
ren. Es ist ökonomisch wie si-
cherheitspolitisch geboten, die Re-
form mit den Partnern bei EU und 
Nato zu koordinieren. Deutschland 
ist Teil einer Sicherheitsgemein-
schaft, also sollten Einschnitte in 
die Substanz der Bundeswehr nur 

in Abstimmung stattfinden. Be-
sonders weil Partner wie Großbri-
tannien und Frankreich ihre Streit-
kräfte ebenfalls restrukturieren, 
darf die Komplementarität der 
verbleibenden europäischen Fä-
higkeiten nicht aus den Augen 
verloren werden. 
 
Bislang hinkten Beratungen und 
Entscheidungen in Nato und EU 
den nationalen Reformplänen und 
Maßnahmen hinterher. Erst spät 
und mit wenigen greifbaren Er-
gebnissen wurden bilateral und 
auf Ebene von Nato und EU Initia-
tiven gestartet. Die Reform der 
Reform eröffnet Deutschland die 
Chance, die nationale Ebene mit 
den internationalen Prozessen zu 
synchronisieren und eine Vorrei-
terrolle bei der Abstimmung zu 
übernehmen. 
 
8. Zukunftsfähige militärische 
Fähigkeiten. Die Bundeswehr 
wird zwar noch einige Zeit in Af-
ghanistan gebunden sein, doch 
schon heute muss sie sich auf die 
Zeit nach Afghanistan vorbereiten. 
Sie wird Fähigkeiten für ein breite-
res Aufgabenspektrum benötigen. 
Hinweise für dessen Gestaltung 
ergeben sich aus eigenen sicher-
heitspolitischen Überlegungen, 
den Konzepten von Nato und EU 
sowie aktuellen Entwicklungen. 
 
Für eine kleinere Armee, die wohl 
verstärkt im Konfliktspektrum nied-
riger bis mittlerer Intensität operie-
ren wird, bleiben Durchhaltefähig-
keit, Mobilität und Flexibilität zent-
rale Fähigkeiten. Die neue Streit-
kräftestruktur muss diese generie-
ren können. Daneben verpflichtet 
das neue Nato-Konzept Deutsch-
land, über seinen Beitrag zur 
Bündnisverteidigung nachzuden-
ken. 
 
Allen Sparzwängen zum Trotz ist 
klar, dass Deutschland seine mili-
tärischen Kapazitäten nicht unein-
geschränkt verkleinern kann. 
Womöglich werden sie in man-
chen Bereichen sogar aufgestockt 
werden müssen. Neben maritimen 
Fähigkeiten mag dies auf Hub-
schrauber und unbemannte Sys-
teme zutreffen. 
 
9. Rüstung und Beschaffung 
europäisieren. Um die Beschaf-
fung neu auszurichten, muss eine 

bewusste Rüstungs(industrie)-
politik auf europäischer Ebene be-
trieben werden, und zwar nicht 
nur, weil der Wettbewerb fehlt und 
die Stückkosten explodieren. Dar-
über hinaus stehen massive Ver-
änderungen an. Märkte und Pro-
duktionsstätten werden nach A-
sien und Südamerika verlagert 
und Mitte 2011 wird die EU-
Beschaffungsrichtlinie in Kraft tre-
ten, die die nationalen Rüstungs-
märkte stärker für EU-Anbieter 
und damit für Wettbewerb öffnet. 
 
All dies macht es umso dringender 
für die deutsche Rüstungspolitik, 
sich im internationalen Kontext 
grundlegend neu zu positionieren. 
Dazu wird Deutschland im EU-
Kontext darlegen müssen, welche 
rüstungsindustriellen Fähigkeiten 
es braucht und fördern möchte 
und welche es abzugeben bereit 
ist. Zudem wird man sich um eine 
weitere Konsolidierung der Nach-
frage unter den EU-Staaten be-
mühen müssen. 
 
10. Sparziel und Reformziel ab-
stimmen. Sparen und Reformie-
ren sind zwei widerstreitende Vor-
haben. Wenn man sie unter einen 
Hut bringen will, muss man nicht 
nur akzeptieren, dass Verände-
rung Kosten verursacht und so 
dem Sparziel zunächst zuwider-
läuft, sondern auch, dass Sparef-
fekte durch Strukturreform Zeit 
brauchen. 
 
Um Planungssicherheit und einen 
geordneten Neuanfang der Re-
form zu gewährleisten, sollte das 
Parlament einen zehnjährigen 
Haushalt beschließen. Er sollte 
die von der Reform verursachten 
Mehrkosten abdecken, aber auch 
den finanziellen Ausstiegspunkt 
aus der Reform markieren. Dieser 
Haushalt sollte in den ersten fünf 
Jahren zusätzliche Mittel enthal-
ten, so für Personalanwerbung 
und -ablösung sowie für Vertrags-
strafen, die anfallen können, wenn 
man aus unnötigen Rüstungspro-
jekten aussteigen will. In den 
zweiten fünf Jahren sollten diese 
Zusatzmittel entfallen. Zudem soll-
ten Spareffekte in den Haushalt 
einbezogen werden, die aus der 
Reform und aus internationaler 
Kooperation (Pooling und Sharing) 
entstehen. Analog dazu sollte das 
Verteidigungsministerium die 
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Ausgaben für Personal, Investitio-
nen und Materialerhalt nach der 
Reformphase so veranschlagen, 
dass Ausgabenschwankungen 
vermieden werden. 
 
Fazit 

Die Bundeswehr wird bald eine 
andere sein. Sie wird kleiner wer-
den und eines Tages vielleicht 
auch billiger. Ob sie jedoch als 
angemessenes sicherheitspoliti-
sches Mittel dienen kann, hängt 
von der Qualität der Veränderun-
gen ab. Nicht nur das Verteidi-
gungsministerium ist in der Pflicht, 
diese zu bestimmen. Sicherheit ist 
eine gesamtstaatliche Aufgabe. 

 

Dr. Christian Mölling, Berlin 

Dr. Christian Mölling ist Wissenschaftlicher 
Mitarbeiter der Forschungsgruppe: Sicherheits-
politik sowie Mitarbeiter in der AG Rüstung 
der Stiftung Wissenschaft & Politik (SWP), 
Berlin.  
Der Beitrag gibt ausschließlich die persönliche 
Auffassung des Autors wieder.  
Dieser Beitrag erschien erstmalig in:  
SWP-Aktuell 2011/A 20, April 2011. 
www.swp-berlin.org 
 
 
 
 
 

THEMEN

Energiesicherheit 
vernetzen 
Das Energiekonzept der Bundes-
regierung sollte der „große Wurf“ 
der schwarz-gelben Bundesregie-
rung werden: Einmalig in Deutsch-
land und weltweit beispielhaft. Vor 
kaum einem halben Jahr waren 
die deutschen Atomkraftwerke 
noch sicher und eine Verlänge-
rung der Laufzeiten von zehn bis 
15 Jahren für Bundeskanzlerin 
Angela Merkel folglich vernünftig. 
Wie nachhaltig jedoch derartige 
Standpunkte sind, zeigen (spätes-
tens) die gegenwärtigen – und 
dem Energiekonzept 2010 konträ-
ren – Reaktionen der Bundesre-
gierung auf Extremereignisse wie 
„Fukushima“.  
 
Im Eiltempo revolutioniert die 
Bundesregierung derzeit die deut-
sche Energiepolitik und stellt weit-
gehend in Frage, was sie im 
Herbst 2010 noch erklärt hat. Es 
sprechen zahlreiche Faktoren da-
für, dass es in Zukunft in deut-
schen Wohnzimmern kalt werden 

könnte, wenn die deutsche Ener-
giepolitik Extremereignissen und 
geostrategischen Versorgungsas-
pekten nicht ganzheitlich und um-
fassend Rechnung trägt.  
 
Deutsche Energiepolitik  

Die konzeptionelle Grundlage der 
derzeitigen deutschen Energiepo-
litik bildet noch das „Energiekon-
zept 2050“ der Bundesregierung 
vom 28. September 2010. Eck-
punkte sind der Ausbau des An-
teils der Erneuerbaren Energien 
am Energieverbrauch auf 60 Pro-
zent und des Anteils Erneuerbarer 
Energien an der Stromerzeugung 
auf 80 Prozent bis 2050, die Re-
duzierung des Treibhausgasaus-
stoß – im Vergleich zu 1990 – um 
mindestens 80 Prozent bis 2050, 
die Verlängerung der Laufzeit der 
deutschen Atomkraftwerke um 
durchschnittlich zwölf Jahre und 
die Einführung der „Brennelemen-
testeuer“. Diese soll dem Bundes-
haushalt zwischen 2011 bis 2016 
jährlich 2,3 Milliarden Euro ein-
bringen.  
 
Die Ereignisse in Fukushima ha-
ben eine neue Zeitrechnung ein-
geläutet: Im Eilverfahren stellt die 
Bundesregierung die deutsche 
Energiepolitik und ihr eigenes E-
nergiekonzept, insbesondere aber 
die Verlängerung der Laufzeit der 
Atomenergie in Deutschland – 
vorher gegen hohen innenpoliti-
schen Widerstand und Argumente 
der Unfallgefahren, Missbrauchs-
gefahren, Terrorismusgefahren 
sowie selbst der ungeklärten Fra-
ge der Endlagerung und als „Brü-
cke ins Zeitalter der erneuerbaren 
Energien“ durchgesetzt – in Fra-
ge. Bis Mitte Juni will die Bundes-
regierung die Zukunft der Atom-
kraftwerke in Deutschland klären 
und Eckpunkte für einen be-
schleunigten Ausbau der erneuer-
baren Energien festlegen. Grund-
lage dieser Beschlüsse zur Atom-
frage – ein ggf. geändertes Atom-
gesetz mit neuen Laufzeiten – bil-
den die Ergebnisse der Ethik-
Kommission für Atomenergie.  
 
Und als wäre die beschleunigte 
Energiewende nicht anspruchsvoll 
genug, erhöht die Nicht-
Berücksichtigung geostrategischer 
und sicherheitspolitischer Implika-
tionen – wie z.B. die Enthaltung im 
Libyen-Krieg und Durchsetzung 

von Sanktionen – den Druck auf 
die deutsche Energiewende zu-
sätzlich. Libyen steht auf der Liste 
der Öllieferanten für die Bundes-
republik an fünfter Stelle. Mit Liby-
en und den anderen – z.T. derzeit 
ebenfalls instabilen – erdölreichen 
Staaten steht zugleich die Stabili-
tät im Nahen und Mittleren Osten 
im Fokus globalen und deutschen 
Interesses. Hier hat sich Deutsch-
land beherzt an der Seite Russ-
land und Chinas der Solidarität 
der europäischen und atlantischen 
Partner entzogen. Dabei ist ers-
tens Libyen mit 46,5 Mrd. Barrel 
an nachgewiesenen Reserven die 
größte afrikanische Erdölwirtschaft 
von der Deutschland ca. 12,8 Pro-
zent des libyschen Erdöls ab-
nimmt. Zweitens ist Libyen – mit 
schätzungsweise eineinhalb Milli-
onen illegalen Einwanderern aus 
Schwarzafrika – am Rande Nord-
afrikas die Ausgangsbasis für 
Flüchtlinge nach Europa. Drittens 
sind die stark steigenden Energie-
preise ein Indikator für die „Hyper-
Nervosität“ auf den Energiemärk-
ten. Insgesamt wird befürchtet, 
dass Libyen langfristig als Ölliefe-
rant ausfallen und die Unruhen auf 
Saudi Arabien – der weltweit 
zweitgrößte Erdölförderer – über-
greifen könnten. 
 
Ganz offensichtlich werden dyna-
mische Entwicklungen, langfristige 
Risiken und (mögliche) Bedrohun-
gen von der deutschen Energiepo-
litik nur marginal adressiert. Es 
mangelt, wie die unzusammen-
hängenden Reaktionen mit Blick 
auf die oben beschriebenen Ent-
wicklungen darlegen, an einem 
ganzheitlichen und umfassenden 
Ansatz, der angesichts der Kom-
plexität der deutschen Energiesi-
cherheitsfragen jedoch unbedingt 
notwendig ist. Besonders die nicht 
vorhersehbare Dynamik in der 
Bedarfsentwicklung beeinflusst die 
künftige Förderentwicklung, was 
wiederum hinsichtlich energie- 
und geostrategischer Konsequen-
zen von höchster Relevanz für 
Deutschland ist. Deutschland ist 
herausgefordert, zur Gewährleis-
tung der eigenen Energiesicher-
heit zur Stabilisierung dieser Re-
gion beizutragen. Diese Aufgabe 
ist durchaus anspruchsvoll, denn 
das Konfliktpotential der gegebe-
nen geostrategischen Konstellati-
on birgt die Gefahr des Einsatzes 
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auch militärischer Gewalt. 
Deutschland – auch wenn es poli-
tisch wollte – müsste aufgrund der 
laufenden Einsätze in Afghanis-
tan, im Kosovo und in Bosnien, 
aber auch des durch die Politik 
herbeigeführten Zustandes der 
seit langem unterfinanzierten 
Streitkräfte tatenlos zusehen.  
 
Die gegenwärtige deutsche Ener-
giepolitik ist durch einen hohen 
Grad an Fragmentierung, punktu-
eller Intervention, Addition unein-
heitlicher und oftmals wider-
sprüchlicher Einzelbestrebungen 
gekennzeichnet. Die immer diffizi-
ler werdenden Kompetenzzu- und 
-verteilungen zwischen den ver-
antwortlichen Ministerien deut-
scher Energiepolitik sowie die ste-
tige Erhöhung der Transaktions-
kosten durch unkoordinierte Paral-
lelarbeit in verschiedenen Res-
sorts haben in der Vergangenheit 
Schritt für Schritt dazu geführt und 
werden in Zukunft weiter dazu füh-
ren, dass die Vernetzung im 
Machtdreieck von Regierung, Par-
tei und Wirtschaft – aufgrund 
struktureller Defizite – lediglich in-
formell und damit unzureichend 
erfolgt. Dieser Umstand ist v.a. auf 
die fehlende Institutionalisierung 
des Politikfeldes und dessen ziel-
gerichtete Vernetzung zurückzu-
führen.  
 
In Ermangelung eigener staatli-
cher Energieunternehmen – zu-
mindest auf der Bundesebene –
beschränkt die Bundesregierung 
ihre Rolle in der Energiepolitik auf 
die Schaffung adäquater Rah-
menbedingungen. Einen großen 
Teil der für die Energieversorgung 
Deutschlands relevanten Ent-
scheidungen treffen die Unter-
nehmen eigenständig. In der Pra-
xis erweist sich bisher allerdings 
die unzureichende Orchestrierung 
deutscher Energiepolitik, d.h. die 
Schwäche, deren gesamtes Wirk-
potential auszuschöpfen, als ihre 
Achillesferse. Ein (symptomati-
sches) Bemühen um Koordination 
der Zuständigkeiten zwischen den 
Ressorts mit Blick auf die sich je-
weils stellenden Herausforderun-
gen wird einer ganzheitlichen Auf-
gabenbewältigung vorgezogen.  
 
Auch wenn es bisher weitgehend 
gelungen ist, mit diesen informel-
len Strukturen strukturelle Defizite 

zu kompensieren, wird diese „re-
parierende“ Funktion informeller 
sicherheitspolitischer Vernetzung 
im Ringen um deutsche Energie-
sicherheit künftig zu kurz greifen. 
Dies zeigt sich besonders deutlich 
am dominant regulativen Charak-
ter deutscher Energiepolitik, der 
durch die lediglich indirekte und 
prozedurale Steuerung (z.B. durch 
Anreize, Fördermaßnahmen, De-
finition der Wettbewerbsregeln 
etc.) das prinzipielle Gestaltungs-
potential deutscher Energiesi-
cherheit nicht ausschöpft.  
 
Staatliche Steuerung dieses Zu-
schnitts „entzaubert“ den Staat, da 
er auf die Herstellung und Manipu-
lierung politikzielorientierter Rand-
bedingungen und auf das Angebot 
von prozeduralen „Blaupausen“ 
beschränkt ist. Es kommt zu einer 
Deklassierung der Politikformulie-
rung des Staates sowie zu einer 
Dezentralisierung des politischen 
Kontextes; besonders die Gene-
rierung politisch-sozialer Normen 
wird nicht mehr vornehmlich durch 
den Staat erbracht, sondern erfor-
dert zunehmend einen politischen 
Beitrag anderer Akteure wie z.B. 
der Wirtschaft und der Gesell-
schaft. 
 
Herausforderungen 

Globale Megatrends, langfristige 
und übergreifende Transformati-
onsprozesse, die die Staaten, 
Märkte und Gesellschaften der 
Zukunft prägen und verändern, 
stecken den politischen Hand-
lungsrahmen ab, innerhalb dessen 
Deutschland seine Energiesicher-
heit zu gestalten hat. Vier dieser 
Megatrends weisen eine besonde-
re Relevanz für die deutsche E-
nergiesicherheit auf: 
 
 Demographischer Wandel: Ei-

ne bis 2030 auf 9,1 Mrd. an-
steigende Weltbevölkerung 
lässt einen zunächst rapiden 
Anstieg des Energiebedarfs 
und damit eine wachsende 
Konkurrenz um knapper wer-
dender Ressourcen erwarten. 
Die IEA geht davon aus, dass 
die Förderung von konventio-
nellem Rohöl und Erdgas der 
Nicht-OPEC-Länder in den 
nächsten zehn Jahren ihr Ma-
ximum erreichen wird. Im O-
ECD- Raum werden bis 2030 
insgesamt jedoch zwei Drittel 

des Ölbedarfs aus Importen 
gedeckt werden. 

 Ressourcennutzung und Um-
welt/Klima: Der mit dem demo-
graphischen Wandel einherge-
hende rapide ansteigende E-
nergiebedarf lässt auf eine 
verstärkte Nutzung von Ener-
gieressourcen, die Klima und 
Umwelt verändert, schließen. 

 Technologischer Fortschritt: 
Der aus demographischem 
Wandel und steigendem Ener-
giebedarf wachsende gesell-
schafts- und wirtschaftspoliti-
sche Druck lässt eine intensive 
Technologieforschung im E-
nergiebereich, die Macht und 
Status von politischen und 
wirtschaftlichen Akteuren durch 
Fortschritte alternativer Ener-
giequellen (insbesondere Er-
neuerbare Energie und Prolife-
ration) verändern kann, vermu-
ten. 

 Terrorismus: Da die Bezugs-
quellen der Energierohstoffe 
Erdöl und -gas größtenteils in 
politisch instabilen Regionen 
(z.B. strategische Ellipse), die 
besonders mit Terrorismus, 
Kriminalität und Piraterie zu 
kämpfen haben, liegen, ist in 
Zukunft verstärkt mit einer 
Kombination von energie- und 
sicherheitspolitischer Heraus-
forderungen zu rechnen. Das 
Thema der Instabilität Nordaf-
rikas und des Nahen und Mitt-
leren Ostens ist mit Blick auf 
eine erhöhte Sicherheitsvor-
sorge von der Politik bisher 
nicht einmal aufgenommen 
worden.  

 Piraterie: Die im Zuge der Glo-
balisierung die immer länger 
werdenden Transportwege 
sind wichtige Elemente der 
Wertschöpfungskette deut-
scher Energieversorgung. Zur 
Deckung des deutschen (und 
weltweiten) Energiebedarfs hat 
sich ein logistisches Netzwerk 
herausgebildet, das die Vorräte 
aus den großen Lagerstätten 
Asiens, des Mittleren Ostens 
und Afrikas zu seinen Konsu-
menten in Europa und anders-
wo in der Welt bringt. Die Ge-
fährdungen und Störanfälligkeit 
dieses logistischen Netzwerks 
rückt gerade durch die Bedro-
hung von Piraterie stärker in 
den Blickpunkt. 
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Darüber hinaus sind „Wild Cards“, 
d.h. plötzlich zufällige und uner-
wartete Ereignisse zu betrachten, 
die prinzipiell nicht sehr wahr-
scheinlich sind, aber wenn sie auf-
treten, den Lauf der Welt verän-
dern können. Zu diesen Wild 
Cards gehören gewaltige Naturka-
tastrophen wie z.B. ein Kometen-
einschlag oder ein Tsunami der 
Dimension wie jüngst Japan mit 
den eintretenden Großschadens-
lagen, insbesondere den nuklea-
ren Folgen in Fukushima, Terror-
anschläge wie 9/11, gesell-
schaftspolitische Ver-änderungen 
wie z.B. der Fall der Mauer. Wenn 
das Außergewöhnliche zur Regel 
wird, müssen Staaten über aus-
reichend Reaktionsfähigkeit und 
Flexibilität im Umgang mit Überra-
schungsmomenten im Energie-
sektor verfügen, da diese plötzli-
chen Trend- und Strukturentwick-
lungen massive Auswirkungen auf 
das energiepolitische Umfeld ha-
ben können.  
 
Mit den Anforderungen des zu-
nehmend dynamischeren und 
komplexeren Umfeldes des 21. 
Jahrhunderts steigt die Bedeutung 
gesamtstaatlichen bzw. -
gesellschaftlichen Handelns. Das 
Konzept der Vernetzten Sicherheit 
ist der „wegweisende“ Ansatz 
deutscher und europäischer Si-
cherheitspolitik (Bundeskanzlerin 
Angela Merkel auf dem NATO-
Gipfel in Kehl 2009): leistungs-
stark und zukunftsfähig. Vernetzte 
Sicherheit will ganzheitlich und 
vernetzt die Bereiche Innerer und 
Äußerer Sicherheit, Wirtschafts- 
und Strukturpolitik, Forschung und 
Klima, Umwelt und Gesellschaft 
gestalten. Dies würde verbesserte 
Chancen für die Umsetzung politi-
scher und wirtschaftlicher Ziele 
eröffnen und zugleich die Ver-
wundbarkeit Deutschlands gegen-
über Risiken und möglichen Be-
drohungen vermindern. Derart 
ausgerichtet würde sich Deutsch-
land für die sicherheitspolitischen 
Herausforderungen der kommen-
den Jahr(zehnt)e gut aufstellen. 
Vernetzte Energiesicherheit erfor-
dert entsprechend von allen für 
die deutsche Energiesicherheit 
verantwortlichen Akteuren insbe-
sondere Fähigkeiten zum vernetz-
ten Denken und wirkungsorientier-
tem Handeln.  
 

Vernetzte Energiesicherheit  

Da Energiesicherheit im 21. Jahr-
hundert ein komplexes Produkt 
zahlreicher, teilweise miteinander 
verknüpfter Faktoren ist, erfordert 
Energiesicherheit v.a. mehr Flexi-
bilität und Anpassungsfähigkeit im 
Umgang mit den Herausforderun-
gen des 21. Jahrhunderts. Diese 
Fähigkeiten sind entscheidend für 
eine effiziente und effektive Zu-
sammenarbeit und erfordern 
 
 kurzfristig ein wirksames Ma-

nagement der Versorgungssi-
cherung einschließlich mittel- 
bis langfristiger Weichenstel-
lungen,  

 mittelfristig die Fähigkeit zum 
Austarieren von Asymmetrien 
und Spannungen im internatio-
nalen Energiesystem und  

 langfristig die Fähigkeit zur 
Gestaltung und Einflussnahme 
der Governance des internati-
onalen Energiesystems.  

Deutsche Energiesicherheitspolitik 
braucht ein effektive Krisenprä-
vention, ein rasches Krisenmana-
gement und die nachhaltige Ges-
taltung der internationalen Ener-
giesicherheitsarchitektur. Die Qua-
lität deutscher Energiesicherheit in 
der Zukunft hängt maßgeblich von 
einer vorausschauenden Konzep-
tion ab, die ordnungspolitische 
Weichen stellt und verlässliche 
sowie stabile Rahmenbedingun-
gen für eine nachhaltige Energie-
versorgung Deutschlands schafft.  
 
Vernetzte Sicherheit, d.h. der si-
cherheitspolitische Ansatz der 
Bundesregierung für die Gesamt-
politik, könnte die Grundlage für 
Vernetzte Energiesicherheit bil-
den. Der Ansatz der Vernetzten 
Energiesicherheit ist der Rahmen 
für ein ganzheitliches, gesamt-
staatliches Handelns Deutsch-
lands im Energiebereich. Dieser 
zielt auf die Veränderung der der-
zeitigen deutschen Energiesicher-
heitspolitik zugunsten eines effek-
tiveren Zielzustandes deutscher 
Energiesicherheit. Das erfordert 
einen Übergang von der derzeit 
dichotomen Organisation zu ver-
netzter Kollaboration deutscher 
Energiesicherheit. Der Übergang 
wird durch die Restrukturierung 
von Finanzen, Personal und Aus-
bildung und die Überwindung der 
Dominanz ressortspezifischer Li-

nienorganisation zugunsten einer 
Vernetzungsorganisation herbei-
geführt.  
 
Vernetzte Energiesicherheit könn-
te eine ganzheitliche, systemische 
Planung und Nutzung aller ver-
fügbaren nationalen Instrumente 
durch eine schnelle und kontinu-
ierliche Lagefeststellung, eine 
zweckmäßige Synchronisierung 
von Instrumenten durch die politi-
sche Führung und die Konzentra-
tion auf eine integrierte Zielset-
zung ermöglichen. So wird 
Deutschland in die Lage versetzt 
 
 erstens zur zusammenhän-

genden und zielgerichteten 
Wirkungsentfaltung nationaler 
energie- und sicherheitspoliti-
scher Instrumente,  

 zweitens zum Erreichen einer 
deutlich verbesserten Ent-
scheidungsqualität in diesem 
komplexen und dynamischen 
internationalisierten Prozess 
und  

 drittens zum koordinierten und 
gemeinsamen Vorgehen in Kri-
senfällen.  

Will Deutschland langfristig selbst 
Verantwortung für seine Energie-
sicherheit übernehmen und nicht 
nur anderen Akteuren in internati-
onalen Energieprojekten folgen, 
benötigt es eine umfassende Vor-
gehensweise zur Sicherung seiner 
Energieversorgung, insbesondere: 
 
1. eine Strategie, die die deut-
sche Energiesicherheit im sicher-
heitspolitischen Kontext begreift. 
Hinzu braucht Deutschland einer-
seits einen vernetzten Politikan-
satz, der gleichermaßen Krisen-
prävention, Krisenmanagement 
und die Fähigkeit zur Gestaltung 
der internationalen Energiearchi-
tektur sowie anderseits die Fähig-
keiten zur gemeinsamen Kon-
zeptentwicklung, zum Wissens-
management und zur Kollaborati-
on; 
2. ein Lagebild, das der gegebe-
nen Komplexität und Dynamik 
entspricht, einen raschen Über-
blick ermöglicht und auf einem 
gemeinsamen Lageverständnis 
deutscher Energiesicherheit be-
ruht; 
3. Handlungsoptionen in Form ei-
nes Baukastens, mit dem die vor-
handenen Instrumente deutscher 
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Energie- und Sicherheitspolitik 
nicht nur jedes für sich, sondern 
diese insgesamt vernetzt wirken 
können und die verstärke Kollabo-
ration und Koordination an ener-
giepolitischen Schnittstellen be-
günstigen – zum einen der Res-
sorts untereinander und zum an-
deren zwischen Staat und Wirt-
schaft; 
4. Werkzeuge wie die Modellbil-
dung und Simulation, die einer-
seits die Strategie optimieren und 
andererseits die Wirksamkeit und 
Effizienz der eingesetzten Instru-
mente überprüfen. 
 
Da Energiesicherheit wie kaum 
ein anderer Bereich nicht nur von 
komplexen, miteinander verbun-
denen Herausforderungen unter-
schiedlicher Dimensionen – öko-
nomische, soziale, kulturelle, 
technologische, sicherheitspoliti-
sche – betroffen ist, sondern auch 
eine Vielzahl unterschiedlicher Ak-
teure involviert, verlangt nationale 
Energiesicherheitspolitik nach Lö-
sungen jenseits der zwanghaften 
Aufrechterhaltung der strikten 
Trennung von innen und außen, 
staatlich und privat sowie national 
und international. Deutschland 
muss seine Energiesicherheit ver-
netzten - anderenfalls sind die 
Aussichten kalt.  

 

Dr. Caroline Mükusch, München 

Dr. Caroline Mükusch ist Politikwissenschaft-
lerin und arbeitet als Unternehmensentwickle-
rin bei der IndustrieanlagenBetriebsgesellschaft 
mbH (IABG).  
Der Beitrag gibt ausschließlich die persönliche 
Auffassung des Autors wieder. 

 
 
 
 
 

THEMEN

Entwicklungspolitik 
als Erweiterte Koope-
rations- und Sicher-
heitspolitik 
Die deutsche Entwicklungspolitik 
geht in ihr fünfzigstes Jahr. Bei 
Gründung des Bundesministeri-
ums für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung im 
Jahre 1961 hat sich niemand die 
zwischenzeitliche sozio-
ökonomische Dynamik und die 
Differenzierung einer ehemals 
vermeintlich relativ einheitlichen 
„Dritten Welt“ vorstellen können. 
Der Aufstieg der Schwellenländer 
vom Typus Taiwan, Südkorea o-
der Brasilien war ebenso unab-
sehbar wie die Herausbildung ei-
ner Gruppe stagnierender Armuts-
länder mit zerfallender Staatlich-
keit („failed states“). Im Folgenden 
soll versucht werden, einen Blick 
in die Zukunft der Entwicklungs-
länder und auf die Perspektiven 
wirtschaftlicher Zusammenarbeit 
über einen Zeithorizont von zwei 
Dekaden bis zum Jahre 2030 zu 
werfen. Wie stellen wir uns das 
Umfeld der Entwicklungspolitik 
des Jahres 2030 vor? Mit Hilfe 
von sechs Szenarios und acht Po-
litik-Optionen sollen mutmaßliche 
Bandbreiten künftiger Entwick-
lungslinien ausgelotet werden. 
Abschließend geht es um mögli-
che institutionelle Folgerungen 
sowie um Ansatzpunkte einer Ein-
bettung der deutschen Entwick-
lungspolitik in eine Erweiterte 
Kooperations- und Sicherheitspoli-
tik. 
 
1. Szenarios deutscher  
Entwicklungszusammenarbeit 

Szenario A heißt „Textbook 
Growth.“ Es benennt die unwahr-
scheinlichste Variante: eine flä-
chendeckende erfolgreiche Ent-
wicklung der Mehrheit der Ent-
wicklungsländer nach Lehrbuch-
konzepten. Walter Scheel, der 
erste Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung, intonierte das Lied 
„Hoch auf dem Gelben Wagen“ 
und damit den Optimismus der 
frühen Jahre. Der ist uns abhan-
den gekommen.  
  

Szenario B heißt „Millennium 
Development Goals (MDGs) 
nicht erreicht.“ Die Selbstver-
pflichtung der UN-Mitgliedstaaten 
von 2000, weltweit bis 2015 acht 
zentrale, quantitativ überprüfbare 
Entwicklungsziele – im UN-Jargon 
Millennium Development Goals 
(MDG) – zu realisieren,1 wird nicht 
flächendeckend realisiert.2 Tat-
sächlich musste die UN-
Vollversammlung im September 
2010 feststellen, dass die bisheri-
gen Ergebnisse weit hinter den 
Absichtserklärungen der Regie-
rungen zurückgeblieben sind. 
Damit wachsen die Frustrationen. 
Zwar sind insbesondere auch in 
den bevölkerungsreichsten Län-
dern Indien und China mit Bevöl-
kerungen von jeweils rd. andert-
halb Milliarden neue Mittelklassen 
von jeweils rund dreihundert Milli-
onen Menschen entstanden. Doch 
konnte die Massenarmut der un-
tersten Einkommensschichten 
weithin nicht beseitigt werden. 
 
Die daraus resultierende Legitima-
tionskrise3 der Entwicklungszu-
sammenarbeit (EZ) hält an: Trotz 
der über Jahre hinweg immer wie-
der proklamierten Armutsorientie-
rung der deutschen EZ wächst in 
vielen Partnerländern die Armut. 
 
Wir sollten deshalb auf eine mas-
sive, dann aber wahrscheinlich 
undifferenzierte Hinterfragung der 
EZ in der deutschen Innenpolitik 

                                                           
1 MDG 1: Anteil der an extremer Armut und 
Hunger leidenden Weltbevölkerung halbieren. 
MDG 2: Grundschulbildung für alle. MDG 3: 
Gleichberechtigung der Geschlechter. MDG 4: 
Kindersterblichkeit. MDG 5:Müttergesundheit. 
MDG 6: HIV/AIDS, Malaria und andere 
Krankheiten, MDG 7: Ökologische Nachhal-
tigkeit. MDG 8: Weltweite Entwicklungspart-
nerschaft. 
2 So heißt es zusammenfassend in der Zeit-
schrift E + Z des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung: 
„ Leider drohen die Erfolge der ersten Jahre der 
Millenniumsziele zu erodieren. Die Auswir-
kungen der globalen Finanzkrise und – wichti-
ger noch – der Nahrungsmittelknappheit wer-
den sich erst noch in vollem Maße zeigen. Im-
mer mehr ODA-Gelder werden für Katastro-
phen verwendet, es herrscht Mangel an lang-
fristigen  Investitionen. Der weitgehend unge-
bremste Klimawandel wird die Dinge nur ver-
schlimmern“, siehe Agnes Aboum, Wo wir ste-
hen, in: E + Z, 51. Jg. (2010) 452-453. 
3 Vgl. Wissenschaftlicher Beirat beim Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung, Neue Akzente in der 
deutschen Entwicklungszusammenarbeit wäh-
rend der nächsten Legislaturperiode in: Ent-
wicklungspolitik, BMZ aktuell, Bonn, Februar 
(1995), S. 5. 
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vorbereitet sein, zumal andere 
Ressorts mit anderen Einsatzphi-
losophien und weit größeren fi-
nanziellen und personellen Res-
sourcen im angestammten Feld 
der EZ tätig werden. Dies gilt ins-
besondere für das Bundesministe-
rium für Verteidigung. Beim Bun-
desministerium des Innern liegt 
die Zuständigkeit für das Techni-
sche Hilfswerk, das Deutsche Ro-
te Kreuz und die Polizei-Missionen 
(so im Rahmen der Polizeiausbil-
dung in Afghanistan); beim Aus-
wärtigen Amt ressortiert die Hu-
manitäre Hilfe. 
 
Szenario C heißt „Klimawandel.“ 
Die Erreichung der auf den inter-
nationalen Klimakonferenzen be-
schworenen CO2-Emissionsziele4 
erscheint nicht gesichert. Kurz-
sichtige ökonomische Wachs-
tumsinteressen einer Reihe von 
Ländern erweisen sich bislang als 
stärker. Klimafolgen führen u.a. zu 
massiven Bedrohungen bisheriger 
Siedlungsgebiete: Überflutungen 
von Inselstaaten, Küstengebieten, 
Flussdeltas der großen Ströme. 
Sie bewirken andrerseits Dürren, 
generellen Wassermangel und 
fortschreitende Desertifizierung. 
 
Laut Weltbank dürften gegenwär-
tig 21 Länder mit einer Gesamtbe-
völkerung von 600 Millionen Men-
schen unter der Knappheit von 
Trink- und Bewässerungswasser 
leiden. Angesichts des anhalten-
den Bevölkerungswachstums in 
den Armutsregionen werden um 
das Jahr 2025 36 Länder mit rund 
1,4 Milliarden Menschen in diese 
Kategorie fallen5. Dies wird mas-
sive Migrationsströme auslösen, 
mit destabilisierenden Folgen in 
den Aufnahmeländern. Es könnte 
zu Verteilungskämpfen um knap-
pe Überlebensressourcen kom-
men, vielfach missverstanden als 
„ethnische Konflikte.“6  
 

                                                           
4 World Bank, World Development Report 
2010, Development and Climate Change, 
Washington, D.C (2010), S. 233 f. 
5 National Intelligence Council (ed.), Global 
Trends 2025 - A Transformed World, New 
York (2008a), S. 51. 
6 Vgl. Dieter Weiss, Migrationsbewegungen 
aus dem südlichen Mittelmeerraum und Subsa-
hara-Afrika in die Europäische Union, Diskus-
sionspapiere am Fachgebiet Volkswirtschaft 
des Vorderen Orients, Nr. 107, hrsg. von Dieter 
Weiss und Steffen Wippel, Freie Universität 
Berlin, Berlin (2010) Nr. 107, S. 4 f. 

Szenario D nennen wir „Bewaff-
nete Verteilungskonflikte.“ Die 
Bevölkerungen der meisten Ent-
wicklungsländer wachsen weiter, 
wenn auch mit sinkenden Zu-
wachsraten.7 Dies angesichts 
endlicher Ressourcen in ihren an-
gestammten Siedlungsgebieten, 
was zu Wanderungsbewegungen 
– auch grenzüberschreitenden – 
führen dürfte. Zuwandernde sto-
ßen auf bisher Ansässige. Diese 
Konflikte werden immer wieder mit 
Waffengewalt ausgetragen. Dazu 
kommen traditionelle Nutzungs-
konflikte zwischen sesshaften 
Bauern und nomadisierenden Hir-
ten. Failed states tragen dazu bei, 
dass staatliche Gewaltmonopole 
nicht mehr durchsetzbar sind bzw. 
„privatisiert“ werden, bis hin zur 
Übernahme von failed states 
durch den Terrorismus und die or-
ganisierte internationale Kriminali-
tät.  
 
Szenario E heißt „Chaos.“ Im-
mer wieder kommt es zu einer 
wechselseitigen Eskalation meh-
rerer worst cases. Destabilisie-
rungsprozesse werden oft nicht 
frühzeitig wahrgenommen und 
nicht immer in ihren ökonomi-
schen, sozio-kulturellen und religi-
ösen Ursachen verstanden. Dies 
kann zu gravierenden Fehlein-
schätzungen führen. Korrigierende 
Tendenzen sind am ehesten von 
Seiten der internationalen kriti-
schen Öffentlichkeit zu erwarten. 
Doch findet eine umfassende öf-
fentliche Diskussion üblicherweise 
nicht statt. In den Geberländern 
möchten Politiker negative Wäh-
lerreaktionen vermeiden. Damit 
wächst indessen die Wahrschein-
lichkeit größerer Krisen.  
 
Die Struktur internationaler Orga-
nisationen (UN, Weltbank, IMF, 
WTO etc.) gerät an die Grenzen 
ihrer Konflikt-Management-
Kapazitäten. Der sie tragende in-
ternationale Grundkonsens und 

                                                           
7 In den 1960er Jahren lagen die Zuwachsraten 
vielfach noch bei 3 Prozent, was einer Ver-
dopplung in ca. 25 Jahren entsprach; vgl. 
World Bank, World Development Report 1979, 
Washington, D.C. (2006), S. 158-159. In eini-
gen süd- und südostasiatischen Schwellenlän-
dern sind sie bereits auf weniger als ein Prozent 
zurückgegangen; vgl. Deutsche Stiftung Welt-
bevölkerung, DSW Datenreport 2006, Soziale 
und demographische Daten zur Weltbevölke-
rung, Hannover (2006), S. 12. In China werden 
– als Folge der Ein-Kind-Politik – bereits die 
Probleme alternder Gesellschaften thematisiert.  

das erforderliche wechselseitige 
Vertrauen drohen zu erodieren. 
„The whole international system – 
as constructed following World 
War II – will be revolutionized. Not 
only will new players – Brazil, 
Russia, India and China – have a 
seat at the international high table, 
they will bring new stakes and 
rules of the game …The potential 
for conflict will increase owing 
partly to political turbulence in 
parts of the Greater Middle East.”8  
 
Szenario F heißt „Paradigmen-
wechsel.“ Der ökonomische Auf-
stieg Ost- und Südostasiens hat 
Signalwirkung für die Herausbil-
dung veränderter wirtschafts- und 
gesellschaftspolitischer Leitbilder, 
welche ökonomischen Erfolg und 
sozio-politische Stabilität verspre-
chen und sich als Modell für ande-
re Entwicklungsländer anbieten. 
Zugleich verlieren westlich ge-
prägte Leitvorstellungen an Über-
zeugungskraft, nicht zuletzt ange-
sichts der globalen Wirtschafts- 
und Finanzkrisen.  
 
Militärische Interventionen ohne 
rasch nachfolgende Etablierung 
effizienter ziviler Institutionen ha-
ben dazu beigetragen, westliche 
Konzepte wie Parlamentarische 
Demokratie, Menschenrechte und 
Rechtsstaatlichkeit zu diskreditie-
ren bzw. mit Hinweis auf den Vor-
rang der Terrorbekämpfung hintan 
zu stellen. Konzepte der europäi-
schen Aufklärung wie diejenigen 
des unabhängigen Individuums, 
der Freiheit des Denkens und der 
Person, demokratisch legitimierter 
Herrschaft und Rechtsstaatlichkeit 
werden von vielen Entwicklungs-
ländern zurückgewiesen, zumal 
der Westen realpolitisch immer 
wieder gegen seine eigenen Prin-
zipien verstößt – so im jahrzehnte-
langen Umgang mit den autoritä-
ren Regimen Nordafrikas und den 
Ländern des Nahen und Mittleren 
Ostens. 
 
So suchen in der islamischen Welt 
viele den „Rückhalt im Eigenen“ 

                                                           
8 National Intelligence Council, Global Trends 
2025, The National Intelligence Council’s 2025 
Project  
http://dni/nic/NIC 2025 project.html,Vgl. 
Global Trends 2025: A Transformed World, 
Government Printing Office, Washington, 
D.C.(2008b). 
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(Walther Braune)9 und Selbstver-
gewisserung der eigenen Identität 
durch Zurückweisung des „Wes-
tens.“10 China sieht sich ange-
sichts seiner beherrschenden in-
ternationalen handels- und finanz-
politischen Position als Gewinner 
im Systemvergleich. Sozialer 
Konsens, autoritäre Lenkung und 
Disziplin im Kollektiv, gegründet 
auf konfuzianische Leistungsethik, 
haben Vorrang vor individueller 
Selbstverwirklichung, freien Märk-
ten und demokratischen Willens-
bildungsprozessen: “Herausste-
hende Nägel müssen eingeschla-
gen werden.“  
 
Klimafolgeschäden verdeutlichen, 
dass der heutige westliche Le-
bensstil und der mit ihm verbun-
dene Ressourcenverbrauch auf 
ökologische Grenzen stößt und 
nicht auf die Drittweltstaaten über-
tragbar ist. Die Produktions- und 
Konsummuster in den Ländern 
des Nordens bedürfen einer Um-
gestaltung. 
 
Dies schließt eine grundlegende 
Änderung elementarer westlicher 
Konzepte von Weltverständnis 
und Weltgestaltung einschließlich 
ihrer religiösen Fundierungen 
ein.11 Nichts weniger als ein fun-
damentaler Paradigmenwechsel 
im kollektiven Bewusstsein er-
scheint notwendig.12 Solche kon-
zeptionellen Strömungen werden 
zunehmen. Unsere Entwicklungs-
politik wird mit ihnen rechnen 
müssen. 

                                                           
9 Walther Braune, Der islamische Orient zwi-
schen Vergangenheit und Zukunft, Bern 
(1960), S. 164 f. 
10 Dieter Weiss, Islamistische Bewegungen im 
Nahen Osten und Nordafrika, Reaktionen der 
deutschen Entwicklungspolitik, Diskussionspa-
piere am Fachgebiet Volkswirtschaft des Vor-
deren Orients, Nr. 61, hrsg. von Dieter Weiss 
und Steffen Wippel, Berlin (1998). 
11 Vgl. Hans Küng, Der Islam – Geschichte, 
Gegenwart, Zukunft, München (2004), S.19 f. 
Dieter Weiss, Kultur und Entwicklung, in: Rei-
nold E. Thiel (Hrsg.), Neue Ansätze zur Ent-
wicklungstheorie, Deutsche Stiftung für Inter-
nationale Entwicklung, Bonn (1999), S. 367 f. 
Vgl. World Development Report 2010, Wash-
ington, D.C. (2010), S. 321: „Values, norms 
and organizational arrangements can make pol-
icy change hard. Experiences frame current and 
future action... Patterns of individual and or-
ganizational behaviour die hard even in the face 
of new challenges. And political traditions con-
strain policy changes.” 
12 Dieter Weiss, Ethik in der entwicklungspoli-
tischen Praxis, in: Frank Bliss, Michael Schön-
huth, Petra Zucker (Hrsg.), Welche Ethik 
braucht die Entwicklungszusammenarbeit? 
Bonn (2002), S. 65-71. 

2. Tentative deutsche entwick-
lungspolitische Optionen 

Wie könnte die deutsche Entwick-
lungszusammenarbeit auf solche 
künftigen alternativen Umfelder 
reagieren bzw. proagieren? Im 
Folgenden sollen einige Eckpunk-
te denkbarer Policy-Optionen um-
rissen werden. Sie versuchen, den 
Möglichkeitsraum der deutschen 
Entwicklungspolitik über den Zeit-
horizont bis 2030 auszuloten. Li-
neare Trendfortschreibungen wä-
ren der Problematik ebenso wenig 
angemessen wie Versuche einer 
punktgenau fokussierten Progno-
se. Die Entwicklungszusammen-
arbeit sollte sich eher auf zuneh-
mende Turbulenzen und radikal 
neue Herausforderungen ein-
stimmen.  
 
Option I nennen wir “Business 
as Usual.” Sie spiegelt das Be-
harrungsvermögen und die vested 
interests eines jeden Institutio-
nengefüges wider. Der Weltent-
wicklungsbericht 2010 „Develop-
ment and Climate Change“ geht 
realistischerweise von solchen 
Verhaltensweisen aus: „Policy has 
to overcome institutional inertia. 
Institutions tend to by sticky – 
once in place and accepted, they 
can limit policy change and future 
choices.”13 Veränderungen sind 
üblicherweise nur in marginalem 
Ausmaß und unter erheblichem 
unmittelbarem Druck realisierbar. 
Die wiederholten Reorganisati-
onsversuche in der deutschen 
Entwicklungspolitik in der Vergan-
genheit bieten dazu anschauliches 
Erfahrungsmaterial. Unter norma-
len Umständen wäre Business as 
Usual die vorherrschende, reflex-
artige Reaktion. In einem Umfeld 
dramatischer Umbrüche stellt die-
se Strategie indessen keine trag-
fähige Option mehr dar.  
 
Dies gilt weitgehend auch für Op-
tion II: “Mehr vom Gleichen.” 
Sie versucht, am bislang relativ 
Bewährten festzuhalten und er-
kannte Schwachstellen durch 
„Wachstum“ zu überdecken. Die 
Rhetorik des 0,7%-Ziels14 dürften 
wir beibehalten, indessen ohne 
entschlossene Schritte zu seiner 

                                                           
13 World Bank 2010 (Anm. 4), S. 321. 
14 Ziel der Bereitstellung von 0,7 Prozent des 
Bruttosozialprodukts der westlichen Geberlän-
der für Entwicklungshilfe. 

Realisierung.15 Die Umbrüche des 
EZ-Umfeldes dürften Option II je-
doch ebenfalls zunehmend wir-
kungslos werden lassen. Men-
genwachstum jeder Art läuft ge-
gen Beschränkungen: Personal, 
Budgets, Rohstoffe, Wasser, E-
nergie sowie Zustimmung in der 
politischen Öffentlichkeit der Ge-
ber. Wechselseitiges Vertrauen 
und ein Basiskonsens über tra-
gende – insbesondere „westliche“ 
– Werte und universelle Men-
schenrechte waren Grundpfeiler 
des Aufbaus der UN-
Organisationen nach dem Zweiten 
Weltkrieg. Inzwischen sind sie zu 
knappen „Öffentlichen Gütern“ 
geworden, ohne die die bisherigen 
Bewältigungsstrategien nicht mehr 
tragfähig erscheinen. 
 
„Mehr vom Gleichen“ sieht sich 
mit langfristig prekären weltweiten 
Versorgungsengpässen konfron-
tiert. Es geht um die Knappheit 
von Wasser, Nahrung, Energie, 
Metallen und Seltenen Erden16.So 
entfallen 97 Prozent der Weltför-
dermenge Seltener Erden auf 
China, welches deren Ausfuhr 
kontingentiert und Exportgeneh-
migungen von Fall zu Fall – wie 
2010 gegen Japan – als außenpo-
litisches Druckmittel einsetzt. Tan-
tal befindet sich in jedem Mobilte-
lefon; rund 40 Prozent stammen 
aus Afrika, von allem aus der DR 
Kongo. 
 
Auch sehen wir weltweit Versuche 
einer Absicherung der langfristi-
gen Versorgung mit Agrarproduk-
ten. Insbesondere in Afrika kommt 
es zu umfangreichen Landkäufen 
und Landpachtverträgen, Spekula-
tionen mit Nahrungsmitteln und 
Bio-Treibstoffen. In einigen afrika-
nischen Staaten erfolgte die An-
siedlung von Zehntausenden chi-
nesischer Landarbeiter. Insgesamt 
wird die Zahl der chinesischen Ar-
beitkräfte in Afrika im Bereich der 
Rohstoffgewinnung und der ein-
schlägigen Infrastruktur auf rd. ei-
ne Million geschätzt. Das robuste 

                                                           
15 Eine substantielle Erhöhung der Mittel ist 
eher in neuen Politikbereichen wie der Um-
weltpolitik zu erwarten, weil hier auch leichter 
innenpolitische Zustimmung in den Geberlän-
dern mobilisierbar erscheint. 
16 Seltene Erden (17 Metalle) werden in kleinen 
Mengen verwendet und sind bislang unver-
zichtbar für die Herstellung von Computern, 
DVD-Spielen, Akkus, Hybridautos, Halblei-
tern, Windturbinen und Smartphones. 
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chinesische Vorgehen löst zu-
nehmend europäische Irritationen 
aus, hat aber bisher keine über-
zeugenden Antworten gefunden.17 
Es wäre naiv, auf die Regeln und 
Automatismen „freier und fairer 
Märkte“ zu setzen. 
 
Wir führen deshalb die Option III 
„Rohstoffsicherungspolitiken“ 
ein. Die Problematik gerät zuneh-
mend in den Blick der betroffenen 
Unternehmen und der Regierun-
gen. Als Teil des Finanzreformge-
setzes verabschiedete der US-
Kongress im Sommer 2010 eine 
Transparenzverpflichtung für den 
Handel mit metallischen und E-
nergie-Rohstoffen. Das Gesetz 
verlangt die Dokumentation der 
Handelsketten von Coltan, Zin-
nerz, Gold und Wolframit sowie 
von anderen Metallen, die zur Fi-
nanzierung von Konflikten beitra-
gen („kein Blut am Handy“) – und 
ihren Ursprung in der DR Kongo 
oder einem seiner Nachbarländer 
haben (Angola, Burundi, Republik 
Kongo, Ruanda, Sambia, Sudan, 
Tansania, Zentralafrikanische Re-
publik).18 In Deutschland entsteht 
ein nationales Rohstoffzentrum an 
der Bergakademie Freiberg zur 
Bündelung einschlägiger Aktivitä-
ten auf dem Gebiet der Explorati-
on neuer Vorkommen und der 
Entwicklung neuer Werkstoffe. 
 
Option IV heißt „Armutsbe-
kämpfung.“ Die Halbierung des 
Anteils der an extremer Armut und 
Hunger leidenden Weltbevölke-
rung ist in MDG 1 festgeschrie-
ben, aber nicht erreicht worden. 
Statt einer eradication of poverty 
wuchs die Kluft zwischen arm und 
reich. Von einer generellen Hal-
bierung der Armut in den Entwick-
lungsländern bis 2015, wie es 
2000 als Millennium Development 
Goal (MDG) 1 proklamiert wurde, 
kann keine Rede sein. Dies führt 
zu einem Legitimitätsdefizit der 
deutschen Entwicklungszusam-
menarbeit, die sich mit uneinlösli-

                                                           
17 Vgl. Philipp Missfelder MdB, Eine Frage der 
Außenpolitik, Wie Deutschland und Europa ih-
re Versorgung mit Rohstoffen sichern, in: In-
ternationale Politik, Nr. 6, 65 (2010), S. 103: f. 
18Gitta Lauster, Stormy-Annika Mildner, Wie-
bke Wodni, Transparenz im Rohstoffhandel, in: 
Stiftung Wissenschaft und Politik, SWP-
Aktuell, Nr. 76, November (2010,), S.1-2. Im 
Jahre 2007 hatte Deutschland das Thema schon 
einmal auf die Agenda der G8 gesetzt; vgl. e-
benda, S. 4. 

chen Ansprüchen überfrachtet 
sieht. Das Legitimitätsproblem 
nimmt in dem Maße zu, in dem 
beispielsweise Kinderarmut in 
Deutschland selbst in das Blick-
feld einer irritierten deutschen Öf-
fentlichkeit rückt. 
 
Option V lautet „Abwehr von 
Pandemien.“ Die Rückkehr alter 
Seuchen in Verknüpfung mit der 
Resistenz gegen bisher erfolgrei-
che Bekämpfungsmittel sowie das 
Auftreten neuer Krankheiten ist 
bislang kaum im Bewusstsein der 
Bevölkerungen des Nordens an-
gekommen. Die Erderwärmung 
hat bereits zu einem Vordringen 
von subtropischen Insektenpopu-
lationen in bislang gemäßigte Kli-
mazonen geführt, die teilweise 
Träger bzw. Zwischenwirte neuer 
Krankheitserreger sind. Diese 
Problematik ist außerhalb des pro-
fessionellen Gesundheitssektors 
kaum in der Öffentlichkeit des 
Nordens wahrgenommen worden. 
Generell hat die Seuchenproble-
matik bislang keine Priorität im 
Bereich der Pharma-Forschung. 
Eine medizinische Risikoabschät-
zung und die Entwicklung ge-
sundheitspolitischer Abwehrstra-
tegien sowie ihre institutionelle 
Einbettung in die künftigen Struk-
turen der Entwicklungszusam-
menarbeit stehen noch aus.  
 
Option VI lautet “Migrationspoli-
tik.“ Klimafolgeschäden, Übernut-
zung natürlicher Ressourcen, De-
gradation der landwirtschaftlichen 
Nutzflächen, anhaltendes Bevöl-
kerungswachstum, sinkende Ein-
kommen und bewaffnete Konflikte 
führen zur Aufgabe bisheriger 
Siedlungsgebiete. Wir müssen 
uns auf Binnenwanderungen und 
grenzüberschreitende Bevölke-
rungsbewegungen erheblicher 
Größenordnungen einstellen. Mil-
lionen Migrationswilliger erhoffen 
sich bessere Lebensbedingungen 
insbesondere in den Ländern des 
Nordens. 
 
Grenzpolizeiliche Abwehrmaß-
nahmen an den Außengrenzen 
der EU erweisen sich als nur be-
dingt wirksam. Die Größenord-
nungen Zuwanderungswilliger 
insbesondere aus Afrika sind bis-
lang kaum im Bewusstsein der 
mitteleuropäischen Öffentlichkeit 
angekommen. Es überwiegt die 

punktuelle ad-hoc-Mobilisierung 
von Aufmerksamkeit von Fall zu 
Fall wie anlässlich humanitärer 
Katastrophen bei anlandenden, 
abgedrängten oder havarierten 
Flüchtlingsbooten oder bei spek-
takulären Familienabschiebungen. 
Andererseits wird Zuwanderung 
gerade auch in Deutschland in-
zwischen als demographisch und 
arbeitsmarktpolitisch unerlässlich 
betrachtet.19 Man wünscht Hoch-
qualifizierte,20 bislang aber mit be-
grenztem Erfolg. Konsistente Poli-
tiken stehen aus. 
 
Option VII lautet „Technologi-
sche Kompetenz.“ Deutschland 
wird weltweit als ein Land mit ho-
her technologischer Kompetenz 
wahrgenommen. In der deutschen 
Exportstatistik dominieren tech-
nisch ausgereifte Produkte (Auto-
mobile, Werkzeugmaschinen, An-
lagenbau, Chemie). Eine Reihe 
von Schwellenländern sind indes-
sen dabei, sich diese Technolo-
gien zügig anzueignen. Um die 
deutsche Spitzenposition zu hal-
ten, bedarf es hoher Bildungs- und 
Forschungsinvestitionen in Zu-
kunftstechnologien (u.a. Nano-, 
Bio- und Medizintechnik, Informa-
tionstechnologien, Umwelt- und 
Ressourcenschutz, saubere Ener-
gie). Zugleich eröffnet sich hier ein 
zentrales Feld für die Erweiterung 
der F&E-Kooperation mit Entwick-
lungsländern in anwendungsrele-
vanten Feldern, beispielsweise 
beim Aufbau von solchen F&E-
Kapazitäten an arabischen Hoch-
schulen im Bereich des Wasser-
managements.21 Der emotionale 
goodwill, als Partner in gemein-
samer Spitzenforschung ernst ge-
nommen zu werden, kann gar 
nicht hoch genug eingeschätzt 
werden.22 Zudem können konven-

                                                           
19 Weiss 2010 (Anm. 6), S. 2 f. 
20 Weiss 2010 (Anm. 6), S. 12-13. 
21 Burghard Claus, Wolfgang Küper, Dieter 
Weiss unter Mitarbeit von Florian Peil, 
Schwerpunktanalyse Bildungszusammenarbeit 
in der Region Nahost / Nordafrika, Gutachten 
im Auftrag des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, 
Berlin, Frankfurt am Main (2006), S.70 f. 
22 Dieter Weiss, Zur Verstärkung der wissen-
schaftlichen Kooperation  mit Entwicklungs-
ländern – Stützung innovativer Eliten, Nach-
kontakte, Gemeinsame Forschungsprojekte, 
Auffangpositionen in Phasen politischer Unru-
hen, Interkulturelle Dialogforen, Eine Rolle für 
EU-Partnerschaftshochschulen, Diskussionspa-
piere am Fachgebiet Volkswirtschaft des Vor-
deren Orients, Nr. 80, hrsg. von Dieter Weiss 
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tionelle Techniken auch von fort-
geschrittenen Entwicklungslän-
dern, die in Teilbereichen inzwi-
schen selbst Geberländer gewor-
den sind, transferiert werden, und 
dies zu weit niedrigeren Kosten 
als denjenigen deutscher Durch-
führungsorganisationen. 
 
Option VIII heißt „Inseln der Ef-
fizienz“. Im Zuge der weiteren 
Differenzierung der Entwicklungs-
länder stellt sich die Frage, wie die 
deutsche Entwicklungszusam-
menarbeit in weniger erfolgreichen 
EL angesichts sozio-
ökonomischer Stagnation, ökolo-
gischer Degradation und politi-
scher Krisenphänomene agieren 
soll. Vorstellbar wäre eine Fokus-
sierung auf übersehbare „Leucht-
turm“-Vorhaben23, welche bei-
spielhaft Effizienz vorführen, ohne 
mit dem Anspruch überfrachtet zu 
werden, flächendeckend „Entwick-
lung“ zu bewirken. Denkbar wären 
Forschungs- und Entwicklungs-
(F&E)-Zentren mit erkennbar 
wichtigen und plausiblen Aufga-
benfeldern, z.B. Pandemienbe-
kämpfung, Ressourcen- und Um-
weltschutz, Wartung einer lokalen 
Fluglinie, Etablierung eines zent-
ralen Rechnungshofes, Aufbau ei-
nes Management-Training-
Instituts oder eines Gründer-
(incubator)-Zentrums.  
 
Es geht um die Demonstration des 
Möglichen auch in einem zeitwei-
se schwierigen Umfeld, ein-
schließlich der Ermutigung und 
Stützung des kreativen, innovati-
ven Potentials unserer jeweiligen 
Partner (insbesondere ehemaliger 
Absolventen deutscher Aus- und 
Fortbildungsstätten, Teilnehmer 
an gemeinsamen Forschungspro-
grammen und Hochschulkoopera-
tionen). Dies wären deutlich sicht-
bare und Mut machende Symbole 
zukunftsorientierter Kooperations-
ansätze. 
 
Einbettung der EZ in eine Erwei-
terte Kooperations- und Sicher-
heitspolitik  

                                                              
und Steffen Wippel, Freie Universität Berlin, 
Berlin (2000). 
23 BMZ Spezial, Ankerländer – Partner für glo-
bale Entwicklung, Ein Positionspapier des 
BMZ, Bonn, Dezember 2004, S. 3 f. Jörg 
Faust, Dirk Messner, „Ankerländer“ als außen-
politische Herausforderung, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte Nr. 43, (2008), S. 28-34. 

Konzeptionelle Herausforde-
rungen 

Die EZ hat es in den nächsten 
Dekaden mit Risiken zu tun, die in 
den frühen Jahrzehnten unvor-
stellbar waren. Es geht um be-
waffnete ökonomische Vertei-
lungskämpfe, um Wasser-
Ressourcen, um Konflikte über 
den Zugang zu strategischen 
Rohstoffen, um Klimakrisen, Um-
weltkatastrophen, um failed sta-
tes, Pandemien und Terrorismus, 
um Drogenökonomien, irreguläre 
Migrationsströme, um die Verbrei-
tung von ABC-Waffen, Cyber-
Angriffe etc. 
 
Aus der spezifisch entwicklungs-
politischen Sicht geht es um die 
Herausbildung einer Erweiterten 
Europäischen Kooperations- und 
Sicherheitspolitik, basierend auf 
einem Erweiterten Sicherheitsbeg-
riff jenseits des konventionellen 
militärischen Sicherheitskonzepts 
(sog. hard security) – ein Sicher-
heitsbegriff also, welcher die 
Komponenten der sog. soft securi-
ty (irreguläre Migrationsströme, 
Drogenhandel etc.) einbezieht.24 
 
Angesichts der Sicherheitsrisiken, 
die für die EU insbesondere von 
ihrer süd- und südöstlichen Peri-
pherie bezüglich der soft security 
ausgehen, bedarf es eines Über-
denkens von kooperationspoliti-
schen Zielen, Ressourcen und in-
stitutionellen Umsetzungskapazi-
täten.  
 
Unterhalb der Schwelle militäri-
scher peace keeping – bzw. pea-
ce enforcing – Aktivitäten stellt 
sich die Frage der Aufspannung 
eines ökonomischen Sicherheits-
schirms. Dies gilt u.a. für die po-
tentiellen Verlierer künftiger Frie-
dens- und Stabilisierungsprozesse 
in derzeitigen Spannungsgebieten 
(Westsahara, Nahost, Sudan, 

                                                           
24 Vgl. zum „Erweiterten Sicherheitsbegriff“: 
Dieter Weiss, Sicherheitspolitische Aspekte des 
sozio-politischen Wandels im Nahen und  Mitt-
leren Osten – Sieben Thesen, in: Sicherheit + 
Stabilität, Bundesakademie für Sicherheitspoli-
tik, Nr. 2 (2005), S. 55 f. Ders.,  Annäherungen 
der Entwicklungspolitik an eine Erweiterte Si-
cherheitspolitik, in: Hans-Rimbert Hemmer 
(Hrsg.), Zur Wirksamkeitsdebatte in der Ent-
wicklungszusammenarbeit (EZ), 10. Entwick-
lungspolitisches Seminar vom 17. - 20. Januar 
2007 in Erfurt, Verein für Entwicklungsöko-
nomische Forschungsförderung ( EFF) e.V. un-
ter Mitwirkung der KfW Entwicklungsbank, 
Frankfurt am Main (2007), S. 39-44. 

Zentralasien, Horn von Afrika, Cô-
te d’Ivoire, Südsudan). 
 
Denn Friedenslösungen führen zu 
Umverteilungsprozessen zwi-
schen wiederauflebenden wirt-
schaftlichen Zentren einerseits 
und ökonomisch zurückbleiben-
den Peripherien andererseits. 
Letztere sollten für das Niederle-
gen der Waffen und die übliche 
Benachteiligung bei der dann fol-
genden (Um-)Verteilung ökonomi-
scher Ressourcen kompensiert 
werden. Auch stellen sich Fragen 
nach den Vor- und Nachteilen un-
terschiedlicher Eingriffstiefen 
(Konditionalität vs. Souveränität) 
seitens der EZ. 
 
Klärung von Zielen, Mitteln, Be-
schränkungen und Zeithorizon-
ten 

Präzisierung von Zielen bedeutet 
Offenlegung von Konflikten. Die 
Folgen unklarer Politiken auf der 
Grundlage undeutlicher Ziele und 
mit unzureichendem Mitteleinsatz 
traten typischerweise bei unserem 
Engagement in Afghanistan zuta-
ge.25 Die Projektplanungs- und 
Evaluierungsverfahren, die unsere 
EZ-Institutionen über mehrere De-
kaden für ganz andere Umwelten 
entwickelt hatten, um Effizienz-
steigerungen zu bewirken, erwie-
sen sich wegen des hohen Zeit-
aufwandes partiell als kontrapro-
duktiv, wenn nach militärischen 
Operationen rasch sichtbare zivile 
Projekte und Programme gefragt 
waren.  
 
Denkbare Folgerungen für die 
Zukunftsfähigkeit der deut-
schen EZ-Institutionen 

Welche Folgerungen für die Zu-
kunftsfähigkeit der deutschen EZ-
Institutionen zeichnen sich ab?  
 
Potential schaffen 

Die deutsche EZ sollte auf die 
Möglichkeit radikaler Veränderun-
gen des EL-Umfeldes vorbereitet 
sein. Wenn denkbare Zukünfte im 
Einzelnen nicht prognostizierbar 
erscheinen, geht es darum, Poten-
tial zu schaffen: Potential verstan-
den als die Fähigkeit, auf schwer 
voraussagbare Zukünfte aus einer 

                                                           
25 Dieter Weiss, Deutschland am Hindukusch, 
in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage zur 
Wochenzeitung Das Parlament,  Nr.43 ( 2008), 
S. 10-14. 
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Position relativer Stärke agieren 
zu können. Dazu gehört ein 
Wahrnehmungsraster, ein „Anten-
nensystem,“ das differenziert und 
sensibel genug ist, um kritische 
Veränderungen frühzeitig zu er-
kennen. Im alten China galt die 
frühzeitige Wahrnehmung des 
Wandels als höchste Stufe der 
Weisheit. 
 
Resilienz stärken  

Als weitere Einsicht drängt es sich 
auf, Resilienz zu stärken. Resi-
lienz gibt an, wie viele Stöße und 
wie starke Störungen ein System 
absorbieren kann, bevor es so 
grundlegend beschädigt ist, dass 
es nicht mehr in seinen früheren 
Zustand zurückkehren kann.26 In 
Zeiten großer Umbrüche wird Re-
silienz zu einem essentiellen Ü-
berlebensfaktor. Dies gilt für E-
nergieversorgungsnetze wie für in-
ternationale Finanzsysteme oder 
für Regierungsorganisationen in 
failing states. In der belebten Na-
tur lässt sich Resilienz typischer-
weise in Immunsystemen beo-
bachten.27 
 
Ein Abklingen externer Schocks 
im globalen Umfeld der EZ ist 
während der nächsten ein bis zwei 
Dekaden nicht in Sicht, zumal wir 
es offenbar zugleich mit tektoni-
schen weltpolitischen Machtver-
schiebungen zu tun haben. Der 
amerikanische National Intelli-
gence Council stellt fest: „The in-
ternational system – as con-
structed following the Second 
World War – will be almost unrec-
ognizable by 2025 owing to the 
rise of emerging powers, a global-
izing economy, an historic transfer 
of relative wealth and economic 
power from West to East, and the 
growing influence of nonstate ac-
tors. By 2025, the international 
system will be a global multipolar 
one…Concurrent with the shift in 
power among nation-states, the 
relative power of various nonstate 
actors – including businesses, 
tribes, religious organizations, and 

                                                           
26 Joshua Cooper Ramo, Das Zeitalter des Un-
denkbaren, München (2009), S. 197. Vgl. Per 
Bak, How Nature Works, The Science of  Self-
Organized Crticality, New York (1999), S. 31 f. 
27 S.C. Holling, Resilience and Stability of Eco-
logical Systems, in: Annual Review in Ecology 
and Systematics, Nr. 4, 1973, S. 1-23. S 
.C.Holling, Understanding the Complexity of 
Economic, Ecological, and Social Systems, in: 
Ecosystems Nr. 4, 2001, S. 390-405. 

criminal networks – is increas-
ing… Aging populations in the de-
veloped world; growing energy, 
food, and water constraints; and 
worries about climate change will 
limit and diminish what will still be 
an historically unprecedented age 
of prosperity… however, the next 
20 years of transition to a new 
system are fraught with risks. 
Strategic rivalries are most likely 
to evolve around trade, invest-
ments, and technological innova-
tion and acquisition, but we cannot 
rule out a 19th century-like sce-
nario of arms races, territorial ex-
pansion and military rivalries.”28 
 
Eine gezielte Abwehr vor Eintritt 
der Schadensereignisse wird viel-
fach nicht möglich sein. Wir sollten 
mental darauf vorbereitet sein, 
dass die Störfälle unerwartet ein-
treten. Die Gefährdung wächst mit 
der Spezialisierung, der Arbeitstei-
lung und der Vernetzung. „Wir 
sind derzeitig nicht annähernd so 
resilient, wie wir sein müssten.“29  
 
Ein wichtiger Aspekt der Resi-
lienzproblematik ist die Adaptati-
onsfähigkeit. Komplexe adaptive 
Systeme funktionieren wie das 
menschliche Immunsystem: Sie 
reagieren nicht nur, sondern sie 
lernen, verändern sich und stär-
ken damit auch ihre Resilienz.30 
Dies erfordert Flexibilität, Beweg-
lichkeit, und die Offenheit für un-
terschiedliche Optionen. Kleinere 
Störungen stimulieren diese An-
passungsfähigkeit und sollten 
nicht unbedingt bekämpft, sondern 
zugelassen werden.  
 
Offenheit für Bewusstseinswandel 

Die sich abzeichnenden Verände-
rungen des globalen Umfeldes 
reichen von elementaren Para-
digmenwechseln über neue na-
turwissenschaftliche Durchbrüche 
bis zum Ausgreifen in den Welt-
raum – vergleichbar mit der Ent-
deckung der Perspektive, des ko-
pernikanischen Weltbildes und der 
Eroberung der Ozeane zu Zeiten 
der Renaissance.31  
 
Die damaligen Bewusstseinsver-
änderungen spiegeln sich in Kunst 

                                                           
28 National Intelligence Council (2008a), S.vi. 
29 Ramo ( 2009), S. 198. 
30 Ramo (2009), S. 203. 
31 Richard Tarnas, The Passion of the Western 
Mind, New York (1991), S. 223 f. 

und Literatur. Heute sehen wir uns 
konfrontiert mit dem Klimawandel 
und den Verschiebungen in der 
weltpolitischen Machtbalance, u.a. 
mit einer neuen Rolle Chinas, In-
diens, Brasiliens und anderer 
Schwellenländer.  
 
Für Deutschland und die EU gilt 
es, frühzeitig eine tragfähige Posi-
tion in dieser neuen geo-
politischen Konstellation zu beset-
zen. Das Angebot Europas zu Be-
ginn des 21. Jahrhunderts besteht 
nicht nur in seiner hohen ökono-
misch-technologischen Kompe-
tenz, sondern auch in seinen zivil-
gesellschaftlichen Experimentier-
räumen als Wertegemeinschaft, 
die auf der Achtung von Men-
schenrechten und rechtsstaatli-
chen Institutionen beruht. Kreativi-
tät und Innovationsfähigkeit sind 
keine ohne weiteres käufliche o-
der imitierbare commodity. Sie 
basieren vielmehr auf ihren geisti-
gen Quellen: der europäischen I-
dee der Freiheit des Denkens und 
der Person. 

 

Prof. em. Dr. Dieter Weiss, 
Berlin 
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Dieser Beitrag wurde erstmalig vom Institut für 
Strategie-, Politik-, Sicherheits- und Wirt-
schaftsberatung (ISPSW), Berlin publiziert. 
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